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(Nr. 5458.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 17. Juni 1861., betreffend die Umwandlung der noch 
nicht zur Ausgabe gelangten Stuͤcke von 57,000 Rthlr. der Kreis⸗Obli⸗ 
gakionen des Kreiſes Schrimm nach dem dem Privilegium vom 20. Fe⸗ 
bruar 1854. beigefuͤgten Schema. 


Ai den Bericht vom 7. Juni d. J. genehmige Ich, daß nach dem Beſchluß 
der Kreisſtaͤnde des Kreiſes Schrimm vom 10. Januar 1861. die in Folge des 
unter dem 20. Februar 1854. ertheilten Privilegiums (Geſetz⸗Sammlung 1854. 
©. 99.) wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender 120,000 Rthlr. Kreis⸗ 
Obligationen des Kreiſes Schrimm ausgefertigten, noch nicht abgeſetzten 592 
Apoints zu 50 Rthlr. und 1096 Apoints zu 25 Rthlr. in 30 Apoints zu 
1000 Sehr. A. A. Nr. 1. bis 30. und 54 points zu 500 Rthlr. B. B. 
Nr. 1. bis 54., welche den leichen Betrag jener noch nicht zur Ausgabe ge⸗ 
langten Stuͤcke von 57,000 Str ausmachen, nach dem, dem oben gedachten 
Privilegium beigefuͤgten Schema umgewandelt und ausgefertigt werden. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß 
zu bringen. 5 Ba 


Schloß Babelsberg, den 17. Juni 1861, 
Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Patow. Gr. v. Schwerin. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten, 
den Finanzminiſter und den Miniſter des Innern. 


Jahrgang 1861. (Nr. 54585459) 109 (Nr. 5459.) 
Ausgegeben zu Berlin den 14. Dezember 1861. 
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(Nr. 5459.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 28. Oktober 1861., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für die Unterhaltung der bisherigen Aktien-Chauſſee 
von Sprockhoͤvel nach Grengeldanz an die Gemeinden Heven, Oſtherbede, 
Weſtherbede, Buchholz und Witten im Kreife Bochum, und Nieder-Sprock⸗ 
11 hoͤvel im Kreiſe Hagen, Regierungsbezirk Arnsberg. 

Nachdem die Gemeinden Heven, Oſtherbede, Weſtherbede, Buchholz und 
Witten, im Kreiſe Bochum, und Nieder-Sprochövel im Kreiſe Hagen, Regie— 
rungsbezirk Arnsberg, die Uebernahme der bisherigen Aktien-Chauſſee von Sprock⸗ 
hoͤvel nach Crengeldanz und deren chauſſeemaͤßige Wiederinſtandſetzung beſchloſſen 
haben, verleihe Ich hierdurch den genannten Gemeinden das Recht zur Ent⸗ 
nahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr 
die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zu⸗ 
gleich will Ich denſelben gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unter⸗ 
haltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den dop⸗ 
pelten Saͤtzen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Ta⸗ 
rifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiun⸗ 
gen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie 
dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, 
unter dem Vorbehalt, nach Ablauf von zehn Jahren eine Ermaͤßigung der 
Hebeſaͤtze eintreten zu laſſen, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der 
Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 28. Oktober 1861. 


Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Pato w. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Fr. 5460.) 


(Nr. 5460.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 28. Oktober 1861. „ betreffend die Verleihung des 
Rechts der Chauſſeegeld-Erhebung an die Gemeinden Ilversgehofen und 
Gispersleben Viti im Kreiſe Erfurt auf der von ihnen innerhalb ihrer 
Feldmarken als Kies-Chauſſee ausgebauten ſogenannten Mittelhaͤuſer Ge⸗ 
leitsſtraße. A 1 5 


Ai Ihren Bericht vom 27. September d. J. will Ich den Gemeinden Il⸗ 
versgehofen und Gispersleben Viti im Kreiſe Erfurt in Bezug auf die von 
ihnen innerhalb ihrer Feldmarken als Kies⸗Chauſſee ausgebaute ſogenannte 
Mittelhaͤuſer Geleitsſtraße gegen die Uebernahme der chauſſeemaͤßigen Unter⸗ 
haltung derſelben das Recht zur Erhebung eines halbmeiligen Chauſſeegeldes 
nach dem fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Tarife, einſchließlich 
der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der 
ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtim⸗ 
lee den Staats-Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch 
verleihen. 


Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringen. 


Berlin, den 28. Oktober 1861. 
Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
f und den Finanzminiſter. 5805 


(Nr. 5461.) Statut des Breslau⸗Odervorſtaͤdtiſchen Deichverbandes. Vom 18. November 
f 1861. ö N d i 1 8 5 


| Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen x. 


Nachdem es fuͤr erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer der Oder⸗ 
inſel bei Breslau, auf dem rechten Ufer des Hauptoderſtromes zwiſchen dieſem 
und der Breslauer alten Oder, Behufs der gemeinſamen Herſtellung und Un⸗ 
terhaltung von Deichen gegen die Ueberſchwemmungen der Oder zu einem Deich⸗ 
verbande zu vereinigen, und nachdem die geſetzlich vorgeſchriebene Anhoͤrung der 
Betheiligten erfolgt iſt, genehmigen Wir Herd auf Grund des Geſetzes uͤber 
das Deichweſen vom 28. Januar 1848. HH. 11. und 15. (Geſetz⸗- Sammlung 

(Fr. 5460—546l. ) 7 199 N vom 
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vom Jahre 1848. S. 54.) die Bildung eines Deichverbandes unter der Be⸗ 
nennung: 


„Breslau-Odervorſtaͤdtiſcher Deichverband“, 
und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut. 


$ 1. 


Umfang und In der oben bezeichneten Niederung des rechten Oderufers werden die 
Derbandeg Gigenthiimer aller eingedeichten und noch einzudeichenden Grundstücke, welche 
ohne Verwallung bei den bekannten höchften Waſſerſtaͤnden der Ueberſchwem⸗ 


mung durch die Oder unterliegen wuͤrden, zu einem Deichverbande vereinigt. 


Dieſer Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Stadtgerichte zu 
Breslau. 


H. 2. 


Dem Verbande liegt es ob, waſſerfreie tuͤchtige Deiche, welche am inne⸗ 

ren Rande, fo weit es angeht und noͤthig iſt, mit einem Banket zu verſehen 
ſind, in denjenigen Abmeſſungen herzuſtellen und zu unterhalten, welche erfor⸗ 
derlich ſind, um die Grundſtuͤcke der Niederung gegen Ueberſchwemmung durch 
den hoͤchſten Waſſerſtand des Haupt⸗Oderſtromes und der alten Oder zu ſichern. 


Nachdem auf Alt⸗Scheitniger und Breslauer Flur bereits im Jahre 
1859. ein neuer Deich an der alten Oder von der Fuͤrſtenſtraße bis zum Kratz⸗ 
buſchdamm geſchuͤttet worden, ſind die vorhandenen Hauptdeiche ihrer Lage und 
Richtung nach im Allgemeinen beizubehalten. Nur ſoll noch, ſobald das Deich⸗ 
amt es fuͤr gerathen haͤlt, von der Ecke des Scheibendammes oberhalb der 
Breslau⸗Poſener Chauſſee bis zur letzteren und unterhalb dieſer bis zum Schieß⸗ 
werderdamm ein neuer Hauptdeich an der alten Oder und dem Hauptſtrome 
vorgelegt werden, wobei das Fluthprofil der Roſenthaler Bruͤcke in den 14 Joch⸗ 
Öffnungen des linken Ufers durch eine circa zwei Fuß tiefe muldenfoͤrmige Aus⸗ 

grabung von fuͤnf Ruthen in der Sohle und zehn Ruthen oberer Breite auf 
Koſten des Deichverbandes zu erweitern iſt. ’ 


Die Maaßregeln, welche vom Deichverbande noch außerdem im landes⸗ 
polizeilichen und Vorfluths⸗Intereſſe zu treffen ſind, die Abmeſſungen der Deiche 
und die Lage und Richtung derſelben im Einzelnen find von den Staatsver⸗ 
waltungsbehoͤrden zu beſtimmen. Dieſen liegt auch die Entſcheidung der dar 
uͤber entſtehenden Differenzen in dem geordneten Inſtanzenzuge ob. 


g Wenn zur Erhaltung der Hauptdeiche Deckwerke am Ufer des Stromes 
oder im Vorlande nöthig werden, fo hat der Deichverband dieſelben auszufuͤh⸗ 
ren, vorbehaltlich ſeiner Anſpruͤche an andere Verpflichtete, deren bisherige Ver⸗ 
bindlichkeit dadurch nicht aufgehoben wird. | 

H. 3. 


a 


H. 3. 


Die alten Daͤmme in der Niederung, welche nicht zu dem, dieſelbe nach 
dem neuen Deichſyſteme gegen den Strom abſchließenden Haupt⸗Oderdeiche ge⸗ 
hoͤren oder nach dem Urtheile der Regierung als Quelldeiche nuͤtzlich und noth⸗ 
wendig ſind, in welchem Falle deren Unterhaltung den dabei Betheiligten nach 
Kolonne A. des Kataſters obliegt, koͤnnen nach vollſtaͤndiger Herſtellung der 
neuen Deiche und mit Genehmigung der Regierung auch ſchon fruͤher von den 
bisherigen Eigenthuͤmern weggeſchafft werden, wenn weder das Deichamt, noch 
die Ortsbehoͤrde, deren Genehmigung vorher einzuholen ift, Einwendungen da⸗ 
gegen erhebt, oder dieſe von der Regierung nicht als gerechtfertigt anerkannt 
werden. Falls die gaͤnzliche oder theilweiſe Wegraͤumung aus landespolizei⸗ 
lichen Gruͤnden angeordnet werden ſollte, ſo muß dieſelbe binnen der vom Deich⸗ 
amte und, im Falle der Beſchwerde, von der Regierung zu beſtimmenden Friſt 
vom Deichverbande nach Kolonne B. des Kataſters bewirkt werden. 


H. 4. 


Der Verband iſt gehalten, diejenigen neuen Hauptgraͤben anzulegen und 
zu unterhalten, welche erforderlich find, um das den Grundſtuͤcken der Niede⸗ 
rung ſchaͤdliche Binnenwaſſer aufzunehmen und abzuleiten. 


Die bereits beſtehenden Hauptgraͤben follen, ſofern die Beibehaltung uͤber⸗ 
haupt erforderlich erſcheint, von den bisher dazu Verpflichteten unter Kontrole 


der Deichverwaltung auch ferner unterhalten werden, nachdem ſie zuvoͤrderſt 


nach der Beſtimmung der Deichverwaltung von dieſen Verpflichteten, oder, wenn 
und ſoweit es dem Deichamte im allgemeinen Intereſſe noͤthig oder zweckmaͤßig 
erſcheint, auf Koſten des Verbandes gehoͤrig in Stand geſetzt worden. 


Streitigkeiten, welche zwiſchen dem Deichamte und den Deichgenoſſen 
daruͤber entſtehen, ob ein ſchon vorhandener Graben beizubehalten, oder ein 
Graben neu anzulegen und reſp. ob derſelbe als ein Hauptgraben zu betrach⸗ 
ten ſei oder nicht, werden von der Regierung nach Anhoͤrung beider Theile 
entſchieden. : 


Die über die neuen Hauptgraͤben auf Straßen und Kommunikations⸗ 
wegen neu anzulegenden Bruͤcken werden vom Deichverbande gebaut und un⸗ 
terhalten. i 

Die bereits vorhandenen Bruͤcken uͤber die Hauptgraͤben, welche wegen 
zu geringer Breite umgebaut werden muͤſſen, werden vom Deichverbande ge— 
baut und wie die unveraͤndert beibehaltenen vorhandenen Bruͤcken von den fruͤ⸗ 
her dazu Verpflichteten unterhalten. 


Die auf Wirthſchaftswegen erforderlichen neuen Bruͤcken uͤber die Haupt⸗ 
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gräben werden vom Deichverbande gebaut und von denjenigen, in deren In⸗ 
tereſſe ſie noͤthig ſind, unterhalten. f 5 


a Das Waſſer der Hauptgraͤben darf ohne widerrufliche Genehmigung 
„ von Privatperſonen weder aufgeſtaut, noch abgeleitet 
werden. 8 a 


Dagegen hat jeder Grundbeſitzer der Niederung das Recht, die Auf⸗ 
nahme des Waſſers, deſſen er ſich entledigen will, in die Hauptgraͤben zu ver⸗ 
langen. Die Zuleitung muß aber an den vom Deichhauptmann vorzuſchreiben⸗ 

den Punkten geſchehen. i 


Die Anlage und Unterhaltung der Zuleitungsgraͤben bleibt Sache der 
nach den allgemeinen Vorfluthsgeſetzen hierbei Betheiligten. 


H. 5. 


Der Verband hat in den Deichen die Auslaßſchleuſen fuͤr die Haupt⸗ 
graͤben anzulegen und zu unterhalten. 


$. 6. 


 Berpflichtune Die Arbeiten des Deichverbandes werden durch die Deichbeamten für 
a Sek, Geld aus der Deichkaſſe ausgeführt. Die erforderlichen Mittel zu den Arbei⸗ 
5 e Be ten, zur Beſoldung der Deichbeamten und zur Verzinſung und Tilgung der 
Habe ern. zum Beſten des Verbandes kontrahirten Schulden haben die Deichgenoſſen nach 
und Beranla dem von der Regierung zu Breslau unterm 9. Juli 1861. ausgefertigten Deich⸗ 
Dahner kataſter aufzubringen. 3 


H 


In dieſem Deichkataſter, welches zunaͤchſt die Beitraͤge zu den Verwal⸗ 
tungskoſten und zur laufenden Unterhaltung der Deiche und Entwaͤſſerungs⸗ 
Anlagen nach deren normaler Herſtellung enthält (Kolonne 40, find alle von 
der Verwallung gegen die Ueberſchwemmungen der Oder geſchuͤtzten ertragsfaͤ⸗ 
„ nach ihren Hauptrubriken zu verſchiedenen Beitragsquoten 
veranlagt. N 


Als Normalmorgen ift der Acker I. Klaſſe angeſetzt. 


Zu den Koſten der erſten normalen Herſtellung der Deiche mit Schleu⸗ 
ſen und der Hauptgraͤben, ſoweit deren Herſtellung nach H. 4. uͤberhaupt dem 
Deichverbande obliegt, fur die aus landespolizeilichen Grunden angeordnete 
Wegräumung von Binnendeichen, ſowie für die Tilgung und Verzinſung der 
dazu kontrahirten Schulden ſind die in den Schutz neuer Hauptdeiche kommen⸗ 
den Grundſtuͤcke — ausſchließlich der ſchon eingepolderten in are z 

au 
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kau — verhältnißmäßig noch einmal fo hoch herangezogen, als die bereits im 
Schutze alter Hauptdeiche liegenden. Hiernach ſind im Kataſter die Beitraͤge 
zu den Neubaukoſten beſonders berechnet (Kolonne B.). 


H. 8. 


Das den Deichgenoſſen vor der Vereinigung zum Deichverbande im Laufe 
der Jahre 1858. und 1859. aus der ſtaͤndiſchen Darlehnskaſſe für die Provinz 
Schleſien zur Herſtellung der Schutz und Meliorations⸗Anlagen gewaͤhrte Dar⸗ 
lehn bildet eine Schuld des Verbandes und iſt unter den von der gedachten 
Kaſſe in Gemaͤßheit ihrer Statuten vom 5. Dezember 1854. beſtimmten Be⸗ 
dingungen zuruͤckzuzahlen und zu verzinſen. 


Ebenſo werden die den Deichgenoſſen in den Jahren 1859, bis 1861. 
aus der Kaͤmmereikaſſe der Stadt Breslau zu den gedachten Bauten gewaͤhr⸗ 
ten Darlehne als Schulden des Verbandes anerkannt. Von denſelben ſind 
diejenigen Summen, welche ausdruͤcklich als Vorſchuͤſſe auf die Deichbeitraͤge 
der Stadt gegeben worden, gegen ſolche aufzurechnen und, ſoweit dies nicht 
angeht, durch Beitraͤge der Deichgenoſſen zu decken, die uͤbrigen aber vom 
1. Januar 1862. ab in vier und zwanzig Jahren in gleicher Weiſe wie das 
Darlehn aus der. ftändiichen Darlehnskaſſe zurückzuzahlen. Dieſe Vorſchuͤſſe 
und das Darlehn ſind von den Zahlungstagen ab mit vier und ein halb vom 
Hundert zu verzinſen. 5 i 


§. 9. 


Der gewöhnliche Deichkaſſenbeitrag wird vorläufig auf jährlich acht Sil⸗ 
bergroſchen fuͤr den Normalmorgen und die Hoͤhe des anzuſammelnden Reſerve⸗ 
fonds auf zweitauſend Thaler feſtgeſetzt. 


$. 10. 


Die ſchon von fruͤher beſtehenden Deichſtrecken, deren Unterhaltung der 
Deichverband uͤbernimmt, gehen mit Ausnahme der darauf ſtehenden Bau⸗ 
lichkeiten und Baͤume, gleich den neuen Anlagen, in deſſen Eigenthum und 
Nutzung über. ö 


An den Stellen, wo der Deich als Straße, als Straßenuͤbergang und 
als Zugang zu Ein⸗ und Ausladeſtellen dient, desgleichen wo er innerhalb ein⸗ 
gefriedigter Grundſtuͤcke liegt, find von der Deichverwaltung, bei Konkurrenz 
‚anderer. Öffentlicher Intereſſen im Einvernehmen mit der Polizeibehörde, ſonſt 
nach Anhoͤrung der betheiligten Grundbeſitzer, ſolche Veranſtaltungen zu treffen, 
daß durch die anderweite Benutzung oder die Einfriedigung des Deiches die 
Tuͤchtigkeit und Vertheidigungsfaͤhigkeit deſſelben nicht verringert wird. ' 

(Nr. 5461.) - \ Auch 


Veertretung 
der Dei 
ſen im 


amte. 


e — 828 — . 

Auch ſoll die Nutzung der Graͤſerei auf den Deichen den fruͤheren Eigen⸗ 
thuͤmern des Grundes und Bodens uͤberlaſſen werden, wenn fie dafuͤr die 1 
Flaͤche zur neuen Deichſohle und zum Banket unentgeltlich hergeben und ſich 
zur unentgeltlichen Hergabe der Erde zu den gewoͤhnlichen Reparaturen ver⸗ 
pflichten. Der Nutzungsberechtigte muß ſich indeß allen Beſchraͤnkungen unter⸗ 
werfen, welche von den Behörden zum Schutze des Deiches für noͤthig erach- 
tet werden. i a 

Wo die Grundbeſitzer dieſe Leiſtungen fuͤr die Graͤſereinutzung nicht uͤber⸗ 
nommen haben, da faͤllt dieſelbe dem Deichverbande zu. 

Uebrigens koͤnnen vom Deichamte mit Genehmigung der Regierung auch 
anderweite Ausnahmen von der Regel geſtattet werden, daß die Nutzung des 


Deiches dem Deichverbande zuſteht. 


H. 11. 


Die Grundſtuͤcke am inneren Rande des Deichbankets duͤrfen in der 
Regel drei Fuß breit von deſſen Fuße ab weder beackert, noch bepflanzt, ſon⸗ 
dern nur als Graͤſerei benutzt, wo kein Banket iſt, duͤrfen die Grundſtuͤcke 
am inneren Rande des Deiches zwoͤlf Fuß breit von deſſen Fuße ab in der 


Regel nur als Graͤſerei benutzt werden. 


Ausnahmen koͤnnen in einzelnen Faͤllen vom Deichamte mit Genehmi⸗ 
gung der Regierung geſtattet werden. 


S. 2 
Der Deich iſt in vier Aufſichtsbezirke zu theilen. 


$. 13. 


Das Deichamt beſteht aus dem Deichhauptmann, dem Deichinſpektor 
und neun Repraͤſentanten der Deichgenoſſen, deren jeder Eine Stimme führt. 

Von den Repraͤſentanten wird einer von der Regierung, ſein zweiter 
von dem Magiſtrate zu Breslau ernannt und zugleich fuͤr Jeden ein Stell⸗ 
vertreter. Die übrigen beſtehen aus dem Ortsvorſteher der Gemeinden Alt: 
Scheitnig und Fiſcherau, beziehungsweiſe deſſen gewoͤhnlichem Stellvertreter, und 
aus ſechs Repraͤſentanten der Odervorſtaͤdtiſchen Deichgenoſſen, welche nebſt 


eben ſo vielen Stellvertretern von den Vorſtehern derjenigen Stadtbezirke, zu 


welchen Grundſtuͤcke des Deichverbandes gehoͤren, durch abſolute Stimmenmehr⸗ 
heit in nachſtehender Art gewaͤhlt werden. f 

Der Vorſteher eines jeden Bezirks, zu welchem außer den dem Staate 
und der Stadt Breslau gehoͤrenden oder unter deren Verwaltung ſtehenden 
Grundſtuͤcken weniger als Einhundert Morgen deichpflichtiger Flaͤche gehoͤren, 


fuͤhrt bei der Wahl jedes einzelnen Repraͤſentanten und deſſen Stellvertreters 


Eine 1 | 


x . „ 8 
Eine Stimme, der Vorſteher eines Bezirks, zu welchem Einhundert bis zwei⸗ 
hundert Morgen ſolcher Fläche gehören, zwei Stimmen, und der Vorſteher 
eines Bezirks, zu welchem tiber zweihundert Morgen ſolcher Flaͤche gehoͤren, 
fuͤr jede vollen Einhundert Morgen Eine Stimme. = 

Die Wahl erfolgt für einen ſechsjaͤhrigen Zeitraum aus der Mitte der 
zur Stadt Breslau gehoͤrigen großjährigen Deichgenoſſen, ſoweit ſie nicht den 
Vollbeſitz der buͤrgerlichen Rechte durch rechtskraͤftiges Urtheil verloren haben 
und nicht Unterbeamte des Verbandes find. Mit dem Aufhören der Waͤhl⸗ 
barkeit verliert die Wahl ihre Wirkung. 

Vater und Sohn, fowie Bruͤder, duͤrfen nicht zugleich Mitglieder des 
Deichamtes ſein. Sind dergleichen Verwandte zugleich gewaͤhlt, ſo wird der 
aͤltere allein zugelaſſen. 25 

Alle drei Jahre ſcheidet die Haͤlfte der ſechs gewaͤhlten Repraͤſentanten 
und Stellvertreter aus und wird durch neue Wahlen erſetzt. Die das erſte 
Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. Die Aus ſcheidenden 
koͤnnen wieder gewaͤhlt werden. 


H. 14. 
Die den Vorſtehern der betheiligten Stadtbezirke zuſtehende Stimmen⸗ 


zahl wird vom Deichhauptmann und bis dahin, daß dieſer gewaͤhlt iſt, von 


dem Deichregulirungs⸗Kommiſſarius zuſammengeſtellt. Den Wahlkommiſſarius 
ernennt die Regierung in Breslau. f 

Die Nachweiſung der Stimmenzahl wird dem Magiſtrate zu Breslau 
und den betheiligten Bezirksvorſtehern abſchriftlich mitgetheilt und vierzehn Tage 
lang auf dem Rathhauſe oͤffentlich ausgelegt, auch dies vorher oͤffentlich be⸗ 
kannt gemacht. 

Wahrend dieſer Zeit kann der Magiſtrat, jeder betheiligte Bezirksvor⸗ 
ſteher und jeder ftädtifche Deichgenoſſe Einwendungen gegen die Richtigkeit der 
Stimmenzahl bei dem Wahlkommiſſarius erheben. 

Die Entſcheidung uͤber die Einwendungen und die Pruͤfung der Wahlen 
ſteht dem Deichamte zu. 


H. 15. N 


ö Im Uebrigen ſind bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ver⸗ 
pflichtung zur Annahme unbeſoldeter Stellen, die Vorſchriften über die Ge⸗ 
meindewahlen analogiſch anzuwenden. 


$. 16. 


Der Stellvertreter nimmt in Krankheits⸗ und Behinderungsfaͤllen des 
Repraͤſentanten deſſen Stelle ein und tritt fuͤr ihn ein, wenn derſelbe während 
Jahrgang 1861. (Ir 5461—5462) 110 ſeiner 


a. | Be 
feiner Wahlzeit ftirbt, den Grundbeſitz in der Niederung aufgiebt, oder ſeinen 
bleibenden Wohnſitz an einem entfernten Orte waͤhlt. 

$. 17. 


1 Die allgemeinen Beſtimmungen fuͤr kuͤnftig zu erlaſſende Deichſtatute 
den pom 14. November 1853, (Geſetz⸗Sammlung vom Jahre 1853. S. 935.) 
ſollen fuͤr den Breslau⸗Odervorſtaͤdtiſchen Deichverband Guͤltigkeit haben, inſo⸗ 

fern ſie nicht in dem vorſtehenden Statut abgeaͤndert ſind. 5 


$. 18. 


Abaͤnderungen dieſes Statuts koͤnnen nur unter landes herrlicher Geneh⸗ 
migung erfolgen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 18. November 1861. 


(I. S.) Wilhelm. 
v. d. Heydt. Gr. v. Puͤckler. v. Bernuth. 


(Nr. 5462.) Genehmigungs⸗Urkunde, betreffend die Aufloͤſung der zu Danzig domizilirten 
Danziger Rhederei-Aktiengeſellſchaft. Vom 18. November 1861. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ı. 


thun kund und fuͤgen hiermit zu wiſſen, daß Wir die von der zu Danzig do⸗ 
mizilirten Danziger Rhederei-Aktiengeſellſchaft in ihrer außerordentlichen Geier 
ralverſammlung vom 18. September d. J. laut des notariellen Protokolls von 
demſelben Tage beſchloſſene Aufloͤſung der von Uns durch Urkunde vom 4. Fe⸗ 
bruar 1856. beſtaͤtigten Danziger Rhederei-Aktiengeſellſchaft genehmigt haben. 

Wir befehlen, daß dieſe Urkunde durch die Geſetz-Sammlung und das 
ue e e Regierung in Danzig zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht 
werden ſoll. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. f 
Gegeben Berlin, den 18. November 1861. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bernuth. 


Gr. 5463) | 


et 


(Nr. 5463.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 18. November 1861. „ betreffend die Verleihung der 
Staͤdte-Ordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. an die Ge: 
meinde Hilden im Kreiſe und Regierungsbezirk Duͤſſeldorf. 


I. Ihren Bericht vom 31. Oktober d. J., deſſen Anlagen anbei zuruͤck⸗ 
erfolgen, will Ich der auf dem Provinziallandtage im Stande der Staͤdte ver⸗ 
tretenen Gemeinde Hilden im Kreiſe und Regierungsbezirk Duͤſſeldorf, deren 
Antrage gemaͤß, nach bewirkter Ausſcheidung aus dem Bürgermeiftereiverbande, 
in welchem dieſelbe mit der Landgemeinde Ellern ſteht, die Staͤdte⸗Ordnung 
für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. hiermit verleihen. 


Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 18. November 1861. 


Wilhelm. 


Gr. v. Schwerin. 
An den Miniſter des Innern. 


(Fr. 5464.) Bekanntmachung des Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 18. November 1861. ‚ be 
treffend die Genehmigung der Abaͤnderungen des Statuts der Dampf⸗ 
ſchleppſchiffahrts⸗Geſellſchaft zu Mülheim a. d. Ruhr vom 6. Juni 1853, 
Vom 28. November 1861. i 


Des Koͤnigs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 18. No⸗ 


vember d. J. die von der ordentlichen Generalverſammlung der Muͤlheimer 
Dampfſchleppſchiffahrts⸗Geſellſchaft zu Muͤlheim a. d. Ruhr laut Notariats⸗ 
Protokoll vom 1. Mai d. J. beſchloſſenen Abaͤnderungen des Statuts vom 
6. Juni 1853. zu genehmigen geruht, was hierdurch nach Vorſchrift des H. 4. 
des Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem 
Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird, daß der Allerhoͤchſte Erlaß 
durch das 5 der Königlichen Regierung zu Duͤſſeldorf bekannt gemacht 
werden wird. 


Berlin, den 28. November 1861. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


(Nr. 5463—5465.) (Nr. 5465.) 


— — 


(Nr, 5465.) Bekanntmachung, betreffend den Beitritt der Großherzoglich Heſſiſchen Regie⸗ 
c rung zu dem Vertrage zwiſchen Preußen und Großbritannien wegen ge— 
genſeitigen Schutzes der Autorenxechte gegen Nachdruck und unbefugte 
Nachbildung vom 13. Mai 1846. und zu dem Zuſatzvertrage vom 14. Juni 

1855. Vom 1. Dezember 1861. 


Mi Bezug auf Artikel VIII. des Vertrages zwiſchen Preußen und Groß⸗ 
britannien wegen gegenſeitigen Schutzes der Autorenrechte gegen Nachdruck und 
unbefugte Nachbildung vom 13. Mai 1846. (Geſetz-Sammlung S. 343 — 
350.) wird hiedurch bekannt gemacht, daß die Großherzoglich Heſſiſche Regie⸗ 
rung ihren Beitritt zu dem gedachten Vertrage und zu dem Zuſatzvertrage vom 
14. Juni 1855. (Geſetz⸗Sammlung S. 695 — 701.) unter dem 19. v. M. 
bewirkt hat, mit der Maaßgabe, daß die Vertraͤge fuͤr das Großherzogthum 
Heſſen vom 1. April 1862. ab in Kraft treten, und der Anſpruch auf geſetz⸗ 
lichen Schutz in dem dortſeitigen Staatsgebiete (Artikel II. des Vertrages vom 
13. Mai 1846.) fuͤr Britiſche Werke von ihrer Eintragung in das hieſelbſt 
bei dem Koͤniglichen Miniſterium der geiſtlichen, Unterrichts- uud Medizinal⸗ 
Angelegenheiten gefuͤhrte Verzeichniß, reſp. von 
Niederlegung eines Exemplars des betreffenden Werkes abhaͤngig ſein ſoll. 


Berlin, den 1. Dezember 1861. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
Gr. v. Bernſtorff. 


Redigirt im Bürkau des Staats⸗Miniſterums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


der ebendaſelbſt geſchehenen 


